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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert 
wird 

237 5. März 1996 

.. .. LLG�r j{tU� 
Der Osterreichische Gewerkschaftsbund dankt für die Ubermittlung des gegen­
ständlichen Gesetzesentwurfes und schließt sich hiezu der Stellungnahme der Bun­
desarbeitskammer an. Besonders betont werden sollen allerdings folgende Punkte: 

Allgemeines: 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund geht davon aus, daß der vorliegende Ent­
wurf dem Konsolidierungskonzept der Bundesregierung vom 5. Februar 1996 ent­
sprechen soll. 

Auch der Österreichische Gewerkschaftsbund ist sich der Tatsache bewußt, daß aus 
Anlaß dieses Entwurfes Fragen der effizienteren Gestaltung des Familienlastenaus­
gleichsfonds, insbesondere Maßnahmen für größere Verteilungsgerechtigkeit, kaum 
angegangen werden können. Dennoch bleiben Diskussionen über Maßnahmen auf 
der Einnahmenseite des Familienlastenausgleichsfonds (insbesondere Selbstträger­
schaft, Erhöhung der Beitragsleistung aus dem Einkommen von Selbständigen, Bau­
ern und freiberuflich Tätigen) weiter höchst aktuell. 

Darüber hinaus weist der Österreichische Gewerkschaftsbund ganz besonders dar­
auf hin, daß gerade dann, wenn im Familienbereich finanzielle Leistungen einge­
schränkt werden müssen, eine öffentliche Hilfe bei der Kinderbetreuung für junge 
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Eltern unbedingt notwendig ist und weiter ausgebaut werden muß, damit Frauenbe­
rufstätigkeit tatsächlich ermöglicht wird. 

Zu den einzelnen Bestimmungen: 

Zu Ziffer 2. 3. 4 und 5 - Studierende: 

§ 2 Abs. 1 lit.g bezüglich der Gründe einer Verlängerung des Nachweiszeitraumes 
bzw. der Verlängerung bei einem Studienwechsel sind nicht ident mit jenen Grün­
den, die das Studienförderungsgesetz vorsieht. Zu den vorgeschlagenen Änderun­
gen wird daher grundsätzlich die Auffassung vertreten, daß die Bestimmungen für 
den Bezug der Familienbeihilfe nicht restriktiver als jene des Studienförderungsge­
setzes sein sollen. 

Die Regelung ist auch dahingehend zu verbessern, daß sie auf die tatsächlichen 
Studienbedingungen Bezug nimmt und mit ihnen abgestimmt sein muß. 

Die in den Erläuterungen genannte politische Absicht "Studienabschnitt plus ein 
Semester" muß im Gesetzestext voll zum Ausdruck kommen. 

Unbegründet erscheint die Regelung, die eine Ausnahme nur für jene Behinderte 
vorsieht, deren Behinderung mindestens 80 Prozent beträgt. 

Zu Ziffer 5 - SchülerInnen und in Berufsausbildung stehende Kinder: 

Hier geht der Österreichische Gewerkschaftsbund davon aus, daß eine etwaige Wie­
derholung während der Pflichtschulzeit unberücksichtigt bleibt. Aufgrund des 
österreichischen Schulwesens, in dem es bereits in der Volksschule eine Anzahl von 
Repetenten gibt und der restriktiven Auslegung beim Aufsteigen mit Nichtgenü­
gend mit entsprechenden Schuljahrwiederholungen, ist die Bindung der Familien­
beihilfe an eine Schuljahrdauer, die kürzer als die im Schulunterrichtsgesetz tolerier­
te ist, unannehmbar. 

Unabdingbar bleibt darüber hinaus, daß trotz eventuellem Entfall der Familienbei­
hilfen die Mitversicherung mit den Erziehungsberechtigten in der Sozialversiche­
rung weiterhin besteht. 

Unbegründet erscheint die Neuregelung, die eine Ausnahme nur für jene Behinderte 
vorsieht, deren Behinderung mindestens 80 Prozent beträgt. 

In § 2 Abs.l sollte eine gleichlautende Ausdehnung für jene Kinder vorgenommen 
werden, die sich in dem Monat, in dem sie das 26. Lebensjahr vollenden, in Berufs-
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ausbildung befinden und die ein Kind (bis zum Alter von 18 Monaten oder zumin­
dest während des ersten Lebensjahres) betreut haben. 

Zu Ziffer 7: 

Dieser Absatz ist nach Ansicht des Österreichischen Gewerkschaftsbundes falsch 
formuliert, da im letzten Satzteil das Wort "nicht" zu streichen ist. Gemeint ist wahr­
scheinlich, daß kein Anspruch auf Familienbeihilfe dann besteht, wenn die Einkünf­
te die Geringfügigkeitsgrenze übersteigen. 

Zu Ziffer 10: 

Der Wegfall dieser Bestimmungen, daß für im Ausland lebende Kinder, für die auf­
grund von Staatsverträgen Anspruch auf Familienbeihilfe besteht, die Familienbei­
hilfe die Hälfte beträgt, hat nicht den von der Regierung gewünschten Effekt, da 
zumindest die mit der Türkei und Slowenien abgeschlossenen Abkommen über So­
ziale Sicherheit weitergelten. 

Zu Ziffer 25: 

Die Herausnahme der Bundeshebammenlehranstalt ist für den Österreichischen 
Gewerkschaftsbund nicht verständlich, da dies eine Ungleichbehandlung von Aus­
bildungen darstellt. 

Zu Ziffer 26 und 30 - Schülerfreifahrt und Schulfahrtbeihilfe: 

Die Konzeption des Entwurfes sieht die einheitliche Regelung im Hinblick auf 
SchülerInnenfreifahrt und SchulfahrtbeihiIfe vor. Es sollten Kompensationsmaß­
nalunen für Studierende bzw. Kinder aus sozial schwächeren Familien erwogen 
werden. 

Die Streichung der Absätze 3 und 6 ist für den Österreichischen Gewerkschaftsbund 
nicht verständlich. 

Zu Ziffer 37 bis 41 - Schulbuchaktion: 

Die Interessenvertretungen der Arbeitneluner haben mehrfach gefordert, daß der 
Selbstbehalt bei Schulbüchern abgeschafft wird und dafür andere Maßnahmen zur 
Neustrukturierung und Einsparung gesetzt werden. Aus diesem Grunde wurde die 
Aufhebung der Bestimmungen über die Einhebung eines Selbstbehaltes bei den 
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Schulbüchern begrüßt, die im Herbst 1995 in einer Novelle zum Familienlastenaus­
gleichsgesetz 1967 vorgesehen war. Im jetzigen Entwurf ist der Selbstbehalt bei den 
Schulbüchern im Gegensatz dazu wieder vorgesehen. 

Im besonderen möchten wir abschließend darauf hinweisen, daß therapeutische 
Unterrichtsmittel für Behinderte und Schulbücher für Sehgeschädigte sowie die 
Schulbücher für "Deutsch als Zweitsprache" , "Muttersprachlicher Unterricht" und 
den zweisprachigen Unterricht (Minderheitenschulwesen) jedenfalls unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen sind. Gerade für Eltern von behinderten oder sehbehinder­
ten Kindern wäre die Bezahlung der therapeutischen Unterrichtsmittel eine Unge­
rechtigkeit. Der Österreichische Gewerkschaftsbund hofft, daß diese Bestimmung 
anders gemeint war. 

Eine notwendige Präzisierung, wie die Kombination von approbierten Schulbüchern 
und anderen Unterrichtsmitteln konkret durchgeführt werden soll, muß geleistet 
werden. 

Eine bloße Limitsenkung bei den unentgeltlichen Schulbüchern ist nicht das geeigne­
te Mittel, um gleichzeitig wirtschaftliche Effizienz und pädagogische Anforderungen 
zu verwirklichen. Deshalb haben die Interessenvertretungen der Arbeitnehmer im­
mer wieder eine Reihe von Änderungspunkten für die Schulbuchaktion vorgeschla­
gen, die verwirklicht werden sollten. Dazu zählen insbesonders: 
• vorrangige Sicherstellung der Unterrichtsbücher und Unterrichtsmittel für 

Pilichtgegenstände; 
• Einschränkung der Schulbuchaktion auf den Bereich der Pilichtgegenstände; 
• Aufnahme der Religionsbücher in die sogenannte Limitliste; 
• schrittweiser Entfall der Arbeitsbücher; 
• gegebenenfalls Trennung in Lehrbücher und Arbeitsbehelfe; 
• Neuverhandlung der Verträge mit Verlagen und Buchhändlern; 
• verstärkte Kontrollen beim Einsatz der Unterrichtsmittel 
• Mitbestimmungsrechte der Schülervertreter und Erziehungsberechtigten in den 

Gremien der Schulpartnerschaft. 

Zu Ziffer 43 - Beförderung von Kindern von Asylbewerbern: 

Der Rechtsanspruch von Kindern von Asylwerbern ist durch Akkordierung der 
Maßnahmen mit dem Bundesministerium für Inneres weiterhin sicherzustellen. 

Zu Ziffer 42. 44 und 50 - Kleinkindbeihilfe. Geburtenbeihilfe. Eltem-Kind-Paß­
Untersuchungsprogramm: 

Die Kleinkindbeihilfe ist nur eine Neukonzeption des bisherigen Zuschusses zur 
Geburtenbeihilfe mit einer niedriger angesetzten Farnilieneinkommensobergrenze. 
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Mit der Kleinkindbeihilfe wurde aber nicht dem von der Budgetarbeitsgruppe be­
kanntgegebenen Vorgaben entsprochen, für sozial Schwache eine Geburtenbeihilfe 
aus dem Familienhärteausgleichsfonds zu sichern. Dazu bedürfte es neben einer ent­
sprechenden Dotierung auch einer Anpassung des § 38 Familienlastenausgleichsge­
setz. Denn Leistungen aus dem Familienhärteausgleichsfonds sind nur dann vorge­
sehen, wenn Familien durch ein besonderes Ereignis unverschuldet in Not geraten 
sind. 

Der weitere Bedarf sozial schwacher Familien an Geburtenbeihilfe soll aber nicht 
nur dann gegeben sein, wenn ein besonderes "Ereignis" eine unverschuldete Notla­
ge hervorruft, sondern eben bei einkommensschwächeren Schichten eine Dauerrege­
lung sein. 

Das Bestehenbleiben von Anreizen für die präventiven Maßnahmen ("Eltern-Kind­
Paß-Untersuchungsprogranun") ist ein wichtiges gesundheitspolitisches Anliegen. 

Neben verstärkter Öffentlichkeitsarbeit wäre zumindest zu überlegen, beispielsweise 
für einkonunensschwächere Familien mit dem 5. Geburtstag des Kindes eine Zah­
lung von z.B. ATS 5.000,-- für den Fall zu verknüpfen, daß die entsprechenden 
Schwangeren- und Kleinkinduntersuchungen des bisherigen Mutter-Kind-Passes 
durchgeführt wurden. 

Zu Ziffer 50 - Übergangsregelung Geburtenbeihilfe: 

Es wird vorgeschlagen, die Übergangsregelungen so zu fassen, daß die alte Rege­
lung über den zweiten Teil der Geburtenbeihilfe für Geburten vor dem 1. Jänner 
1997 noch bis 31. Dezember 1997 in Kraft bleibt. 

Fritz Verzetnitsch 
Präsident 

F.d. 

Mag.Herbert Tumpel 
Leitender Sekretär 
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